
‘Bundessozialgericht

_ 5 BK 64/72 —

Zugcstellt am
4. Härz 4975

_I m N a m e n d e s = V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

000000...............QOQICOCOBQIQ.ODOD.‘ ....... oooo‚

Kläger und Revisionskläger,
PI‘OZGBbGVOIIIIIäCI‘I1315‘ÜBI‘

: go.....polo-oo'bovcoonouooooo,'

Regiorungshaupt$ekretär g e'g e n
als rkundsbeamter der
Geschäftsstelle

......\.......,......oqo0Qo....-eoo.....ooooooonn.oo«,

Beklagten und Revisionsbeklagten.

Der 3. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 49. Dezember 4974 durch

den Vorsitzenden Richter Dr. L a n g k e i t ,
die Richter S p i„e 1 m‚e y e*r "und
Dr; S c h m i t t sowie die ehrenamtlichen
Richter w e n d.e r‚o t h und R ü b s t e c K‘
für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts für das Land Nordrhein—West—
falen vom 48. Mai 4972 aufgehoben" '

Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des

Sozialgerichts Münster vom 44, Dezember 1974 wird

zurückgewiesen.

Der Beklagte hat dem Kläger die Kosten des Rechts—

streits zu erstatten„
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VDer_Kläger, Verwalter der Stelle eines wiesensChaftli—

chen Assistenten an der Universität Münster, begehrt

‚von dem beklagten Land den Arbeitgeberzuschuß nach

5 405 der Reichsversicherungsordnung (RVO) zu seiner
rbei einer Allgemeinen Ortskrankenkasse bestehenden

_freiwilligen Krankenversicherung. Der Beklagte ist der
1Meinung, dieser Zuschuß stehe dem Kläger nicht zu, weil

„er nicht, Was % 405 RVOvoraussetzt, nur wegen Über—

schreitung der Jahresarbeitsverdienstgrénze (@ 465
Abs, 4 Nr° 2 BVD), sondern auch deshalb versicherunge—

frei sei, weil er zu den Personen gehöre, die zu oder

während ihrer wissenschaftlichen Ausbildung für den

zukünftigen Beruf gegen Entgelt tätig sind (5 472
Abs. 4 Nr. 5 RVG).

Das Sozialgericht (SG) hat der Leistungsklage stattge—
geben, Das Landessozialgericht (LSG) hat sie abgewie—

sen, weil der Rechtsweg zu den Gerichten der Sozial—.

gerichtsbarkeit nicht gegeben sei.

Mit der nicht zugelassenen Revision beantragt der
Kläger, das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Sache an das LSG zurückzuverweisen. Er rügt die Ver—

letzung des 5 51 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG).
Das LSG hätte in der Sache entscheiden müssen.

Der Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen„

Die_Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne
mündliche Verhandlung einverstanden,
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Die form—und fristgerecht (55 464, 466 SGG)eingelegte
Revision ist statthaft (% 462 Abs° 4 Nr° 2 SGG), weil, was
nach dem auf Vorlage des Senats vom 22° Juni 4975 (Die

Beiträge, 4974, 449) ergangenen Beschluß des Gemeinsamen

Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes vom 4„ Juni

4974 (NJW 4974, 2088) feststeht, der von dem Kläger gerügte
Verfahrensfehler (Verletzung des 5 54 SGG) vorliegt:
Das LSG hätte den Rechtsweg zu den Gerichten der Sozialge—

richtsbarkeit bejahen müssen. Da andere die Zulässigkeit

„der Klage infrage stellende Gründe nicht vorliegen, beruht

(5 462 Abs° 2 SGG)das angefochtene Prozeßurteil auf diesem
Verfahrensfehler; denn das LSG hätte in der Sache entschei—

den müSSen„

Die Revision ist daher, ohne daß es weiterer Darlegungen be-

darf, jedenfalls in dem Sinne begründet, daß die Sachent—

scheidung nachzuholen ist. Die Revision ist aber auch inso—

fern begründet, als der Kläger mit seiner Klage Erfolg hat,

Hierüber konnte der Senat selbst entscheiden. Dem stand

nicht entgegen, daß der Kläger neben der Aufhebung’dee Ur»,

teils des LSG die Zurückverweisung beantragt hat. Der "be-,

stimmte Antrag" (5 464 Abs. 2 Satz 4 SGG) grenzt lediglich

im Rahmen der von dem Kläger erhobenen AnsprÜChe (% 425 SGG)
den Umfang der Nachprüfung durch das Revisionsgericht ab°

Insofern ist entscheidend, in welchem Ausmaß der Revisions—
kläger die Aufhebung der Entscheidung der Vorinstanz bean»‚

tragt'hat° Ob das Revisionsgericht bei begründeter Revision
in der Sache selbst entscheidet, richtet sich nach "Tunlichkeit"

(vgl° dazu 5 470 Abs. 2 Satz 2 SGG)und vor allem danach,
ob.die.■tatsächlichen Feststellungen" {@ 465 SGG) für.die
Zu treffende Sechéntscheidung genügen. Insoweit hat ein im
Revisionsantrag enthaltener zusätzlicher Antrag nur den

Charakter einer Anregung, ' ' '
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Im-vorliegenden Fall reichen die tatsächlichen Feststel-

lungen des LSG für die Sachentscheidung aus. Zwar mögen

die Feststellungen, die für die angefochtene Prozeß—
entscheidung nicht nötig waren, für das Revisionsgericht

unbeschtliCh sein (BSG 9, 80, 85). Es kann dahinstehen,

ob bei einem Mangel ausreichender Feststellungen aus
Gründen der Prozeßwirtschaftliohkeit unbestrittene

1Tatsachen durch das Revisionsgericht verwertbar sind

(vgl. BVerwGin SammlungBuchholz 427.3 5 273 LAG
Nr. 20). Verwertbar jedenfalls sind diejenigen unbe—

.strittenen und festgestellten Tatsachen, die zur Kenn—

zeichnung des Streitgegenstandes nötig Waren. Dazu ge—

hören im vorliegenden Fall — was für die Sachentschei—

duns.ausreicht — das freiwillige Versicherungsverhält—
nis des Klägers und sein Dienstvertrag mit dem Beklag-

ten vom 47. April 4970, über deren Inhalt kein Streit

besteht. Unter diesen Umständen steht die Tatsache,

daß das LSG ein Prozeßurteil erlassen hat, einem Sach-
urteil des Revisionagerichts nicht entgegen (vgl. BSG

SozRNr. 30 zu 5 54 sec; Nr. 44 zu @wosee; vgl.
auch Bundesgerichtshoi‘ VersR 4959, 604, BGHZ46, 284;
Bundesfinanzhof DB 4975, 4249 und BVerwG JR 4966, 454;

.Sammlung Buchholz 402.44 Nr. 2).

Aus dem genannten Vertrag ergibt sich, daß der Kläger

nur wegen Überschreitens der Versichernngspflichtgren—,

ze und nicht auch noch nach 5 472 Abs. 4 Nr. 5 BVD
‘verSicherungsfrei ist. Das Dienstverhältnis, auf das

nach 5 5 des Vertrages die 55 4 bis 5 der Assistenten—
ordnung (Assist0) vom 44. Februar 4966 (GVBl NRW3.68)
entspréchend_anzuwenden sind und für das auch die

Richtlinien des Kultusministers vom 40. März 4966
(vgl. Bl. 54 der LSG«Akten) gelten, stellt keine

Grundlage für eine "wissenschaftliche Ausbildung für
dén_zukünftigen Beruf" im Sinne des 5 472 Abs. 4 Nr. 5
EVO dar. Weder in diesem Vertrag noch in den angeführ—

...5-
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‚ten BeStimmungen ist davon die Rede, daß überhauPt eine Aus—
_bildung stattfindet. Es wird vielmehr vorausgesetzt, daß eine

durch Prüfung abgeschlossene wissenschaftliche Ausbildung

bereits vorliegt (vgl. die obengenannten Richtlinien). Die

gegebenen Fortbildungsmöglichkeiten (vgl. 5 2 Abs. 4 Assist0)
stellen auch keine weitere wissenschaftliche Ausbildung der,

(wie dies der Senat bei anderen Tätigkeiten nach einer 4 ersten —
Abschlußprüfung feststellen konnte (vgl. BSG in SozR Nr. 7 zu
€ 472 RVG—Pflichtassistentenzeit —und SozR Nr. 42 zu
5 472 = BSG 50‚_248 5 Berufspraktikum der Sozialarbeiter —).

5 472 Abs. 4 Nr. 5 EVO verlangt, daß die wissenschaftliche
Ausbildung in einem geordneten Ausbildungsgang mit einem

bestimmten Berufsziel erfolgt, was der Beschäftigte durch

seine Eigenschaft als ordentlicher Studierender (so die Rege—

lungen der gesetzlichen Rentenversicherung, % 4228 Abs. 4

nr. 5 EVO, 5;4 Abs. 4 Nr. 4 des Angestelltenversicherungs—

gesetzes) oder in der anschließenden Zeit dadurch dokumen—
tiert, daß er sich einer mit dem abgeschlossenen_8tudium in
Vérbindung stehenden oder darauf aufbauenden'Ausbildungsregee

lung unterwirft. Diese Bedeutung des Ausbildungsbegriffs in

5‘472 Abs. 4 Nr. 5 RVG ergibt sich vor allem aus dem Zusammen—
Ihang, in dem diese Freistellungsvorschrift steht: Sie steht

in der Reihe der Vorschriften, die eine an sich versicherunge—

pflichtige Beschäftigung von der Versicherungspflicht frei—

stellen, weil die betreffenden Personen in einem Rechtsver—

hältnis zu ihrem Arbeitgeber oder ihrer Ausbildungsstelle

stehen, das — nach der Vorstellung des Gesetzgebers — er-
kennen läßt, daß eine.Versicherung nicht sinnvoll wäre.

Dabei wird die Aufzählung in 5 472 Abs. 4 EVOvon unterschied—
lichen Sachmotiven getragen. Einerseits werden Personengruppen

von der Versicherungspflicht deshalb freigestellt, weil bei
ihnen angenommen wird, sie bedürften des Schutzes der gesetz—

lichen Krankenversicherung nicht, weil sie bereits ander—

weitig gegen das Risiko der Krankheit geschützt seien (SO die

_»5‚-
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Nr° 5 in Entsprechung zu 9 469 BVG und die Nr„ 6 — vgl°

auch Nro_2, erste Alternative). Andererseits werden Be;

schäftigte von der Versicherungspflicht deshalb ausge—

nommen, weil sie in einer Ausbildungsphase stehen und

bei ihnen erwartet wird, daß sie in relativ kurzer Zeit,

nach Beendigung ihrer Ausbildung, regelmäßig in einem

Beruf stehen werden, in dem sie versicherungsfrei sind

(so Nr° 4 —Beamtein Ausbildung + und Br, “„“ Verwal-
tungslehrlinge -)° In diesen Fällen handelt es sich
somit um eine Vorwirkung der späteren endgültigen Ver—-

sicherungsfreiheit„

Zu dieser Gruppe zählen auch die zu oder während ihrer

wissenschaftlichen Ausbildung für den zukünftigen Beruf.,

Beschäftigten (@472Abs. 4 Nr., 5 RVG).Auchbei ihnen ‚
ist der Gesetzgeber davon ausgegangen, daß sie nach 865.-

endigung ihrer Ausbildung in der Regel Berufe ausüben

werden, in denen sie versicherungsfrei sind, sei es

als Selbständige, Beamte oder Angestellte, deren_Ver—

dienst die in 5 165 Abs„ 4 Nr. 2 RVG festgelegte Grenze
übersteigto Ob diese der gesetzlichen Regelung zugrunde

liegende Erwägung angesichts vielfach veränderter Um-

stände wie ständig steigender Kosten für Krankheitsbe—

kämpfung und Gesundheitsvorsorge einerseits, erhöhtem

Sicherungsbedürfnis in.allen Bevölkerungsgruppen an-
dererseits heute noch in vollem Umfang zutrifft, mag
dahinstehen° Jedenfalls verpflichten auch diese Zwei—
fel zu einer engen Auslegung der in 5 172 Abs° 1 Nr° 5
BVG getroffenen Ausnahmeregelung. Sie kann nur dort
Platz greifen, wo das Beschäftigungsverhältnis vom
“Ziel der_wissenschaftlichen Ausbildung beherrscht

und geprägt wird und demgegenüber die Verpflichtung
des Beschäftigten, Dienstleistungen von wirtschaft—

lichem Wert zu erbringen, völlig zurücktrittg
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An einem Solchen Übergewicht-des Ausbildungsinteresses
‚fehlt es jedoch bei dem Dienstverhältnis.dés Klägers, auch

wenn man davon ausgehen kann, daß die Tätigkeit des ange—
stellten wissenschaftlichen Assistenten im Einzelfall_eine

Station_auf dem Wege zum Beruf eines Hochschullehrers sein

kann„ Denn dieser Entwicklungsgang ist nur eine der viel—

fältigen Möglichkeiten, die Zeit der Assistententätigkeit

zur Verbesserung der beruflichen Chancen zu nutzen° In die—

sem Sinne ist auch das mit dem Dienstvertrag übersandte

‚Schreiben des Kurators der Universität zu werten, nach dem

der Kläger zur "weiteren Ausbildung" eingestellt wird° Daß

es sich hierbei nicht um eine Ausbildung für den zukünftigen
Beruf handelt, macht die Assist0 selbst deutlich, indem auf

die "Gelegenheit zu eigener wissenschaftlicher Arbeit” —
nicht Ausbildung —hingewiesen wird (vgl. 5 2 Abs° 4 Satz 1
Assist0). Im übrigen stellt die Assist0 klar, daß die Haupt—_
aufgabe des Assistenten die Unterstützung.des zuständigen

Hochschullehrers in_seinen Dienstgeschäften ist und daß

“der Umfang der Gelegenheit zu wissenschaftlicher Arbeit

weitgehend im Ermessen des Hochschullehrers liegt (55 4 Abs°
4, 2Abs° 4 Assist0). Die unbestimmte Möglichkeit, das Dienst—

verhältnis als angestellter wissenschaftlicher Assistent im

_Einvernehmen mit dem zuständigen Hochschullehrer auch.zur
Ausbildung für einen bestimmten Beruf zu nutzen, reicht nicht,

aus, ein Ausbildungsverhältnis in_dem von 5:472 Abs; ’l—Nr° 5

ARVO_verlangten Sinn anzunehmen„

Schließlich weist auch gerade die Einführung des hier strei—

,tigen Anspruchs der höherverdienenden Angestellten (durch

das Zweite Krankenversicherungsänderungsgesetz vom 21‚ Dezem—'

ber 1970 — BGBl I 1770) darauf hin, daß für diesen Personen—

kreis der oben geschilderte Zweck des 5 172 Abs° 1era 5 EVO -
.Vorwirkung der endgültigen Versicherungsfreiheit in dem zu—

künftigen Beruf — sich nicht mehr in Einklang mit der Rechts—

entwicklung befindet. Denn die Angestellten, deren Gehalt

über der Versichernngspflichtgren2e liegt, werden wirtschaft—

.lich den Versicherungspflichtigen gleichgestellt und nicht

; 8 _
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völlig aüs dem Bereich der Sozialver$icherung entlassen,
was auch dadurch verdeutlicht wird, daß‘nach der oben.
angeführten Entscheidung des Gemeinsamen Senats der

obersten Gerichtshöfe des Bundes der Sozialrechtsweg

, gegeben ist. Damit ist das Bedürfnis nach angemessenem
Versicherungsschutz auch für diese Personengruppe an—

erkannt, Es wäre nun wenig sinnvoll, wenn man einem

Angestellten, der in späteren Phasen seines Berufs—

lebens mit regelmäßig höheren Bezügen als in der An—
fangsphase den Anspruch auf den Arbeitgeberzuschuß

nach & 405 RVG — bei der Erfüllung der sonstigen Vor—

aussetzungen - uneingeschränkt besitzt, diesen An—

spruch für einen Zeitraum zu Beginn seiner beruflichen

Betätigung trotz regelmäßig höherer Schutzbedürftig—
keit versagen würde°

Der Senat sieht sich an der getroffenen Entscheidung

nicht dadurch gehindert, daß das Bundesarbeitsgericht

(BAG) in einem vergleichbaren Fall (AP Nr„ 4 zu 5 405
EVO) entschieden hat, daß der Verwalter der Stelle
eines wissenschaftlichen Assistenten — ebenfalls an

3der Universität Münster - keinen Anspruch nach 5 405
RVG habe, weil er auch nach 5 172 Abs‚ 4 Nr. 5 BVD

versicherungsfrei sei° Das BAG hat sich hierbei — was]
der Senat für unerheblich hält — auf Feststellungen

gestützt, die ergaben, daß das Beschäftigungsverhält—

nis wegen bestimmter beruflicher Absichten des Klägers.

und wegen des Entgegenkommens des zuständigen Boeh—

schullehrers von der wissenschaftlichen Ausbildung

„geprägt war. Da in dem angeführten Beschluß des Ge—
meinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes

festgestellt worden ist, daß demBAGzu dieser Ent—
scheidung die Zuständigkeit fehlte, bedarf es zur
Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung kei—

ner weiteren Entscheidung des Gemeinsamen Senats°
Daß bei Abweichung von der Entscheidung eines nicht —
mehr - zuständigen obersten Gerichtshofes des Bundes

- 9 _
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kein Verfahren nach dem Rechtsprechungseinheitsgesetz durch—

geführt werden soll, zeigt sich an dem in $ 4 Abso 4 Satz 2
dieses Gesetzes zum Ausdruck gebrachten Rechtsgedanken: Ein

für die Entscheidung der streitigen Rechtsfrege nach dem Ge—»

schäftsverteilungsplan nicht mehr zuständiger Senat ist‚ ob—

wohl von seiner Entscheidung abgewichen werden soll, an dem

_Verfahren des Gemein38men Senats nicht zu beteiligen° An

.seine*8telle tritt der nunmehr von dem Geschäftsverteilungs—

plan zur Entscheidung berufene Senat‚ Für die Entscheidung

.der Ansprüche aus 5 405 BVD ist — zwar nicht'nach Geschäfts—
verteilungsplah, aber nach Beschluß des Gemeinsamen Senats —

beim BAG kein Senat mehr.zuständig‚

;Daher_war unter Aufhebung des angefochtenen Urteils.des.

LSG die .Zutreffende Entscheidung des SG zu bestätigen

(ää 470 Abs‚ 4 Satz 4,»493see).
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